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Stadt oder Umland? Diese Frage stellt sich für immer mehr Wohnungssuchende 
in deutschen Stadtregionen. Jenseits von individuellen Präferenzen für ein 
„urbanes“ oder „grünes“ Wohnen geht es dabei vor allem um Bezahlbarkeit. 
Die zum Teil extreme Anspannung der kernstädtischen Wohnungsmärkte 
hat die Stadt-Umland-Wanderung neu entfacht. In nicht wenigen Städten, 
aber auch im Umland, ziehen die Preise für Mietwohnungen und Immobilien 
kräftig an. So unstrittig es sein dürfte, dass die Wohnungsfrage nicht allein in 
den Kernstädten zu bewältigen ist, so wenig ist ein räumliches Ausgreifen der 
Siedlungstätigkeit in die infrastrukturell schlecht erschlossenen regionalen 
Peripherien wünschenswert. Die räumliche Planung ist gefordert, einer regionalen 
Herausforderung mit überzeugenden regionalen Lösungen zu begegnen. In diesem 
Beitrag werden aktuelle Zahlen zur demografischen Entwicklung, zur Entwicklung 
der Wohnungsmärkte und Bautätigkeit in 32 deutschen Stadtregionen präsentiert, 
differenziert nach Kernstädten und ihrem Umland. Die Daten verdeutlichen regional 
spezifische Muster von Re- und Suburbanisierung und werfen ein Licht auf 
unterschiedliche wohnungspolitische und raumplanerische Herausforderungen.

„Stadt oder Umland?“ Aktuelle Trends des Bauens 
und Wohnens in deutschen Stadtregionen

ILS-TRENDS

Die Debatte über die Wohnungsversor-
gung in den deutschen Großstädten hat 
sich zu einem gesellschaftlichen Leit-
diskurs entwickelt. Kaum ein Tag ver-
geht ohne Berichte über eine „dramati-
sche Unterversorgung“ mit bezahlbarem 
Wohnraum (Zeit Online, 26.7.2019), „ka-
putte Mietmärkte“ (Süddeutsche Zeitung, 
21.12.2018), „entfesselte Immobilien-
märkte“ (difu 2018), einen „gefährdeten 

sozialen Frieden“ (Reiß-Schmidt 2018) 
oder gar den drohenden „Zerfall der Ge-
sellschaft“ (Deutscher Mieterbund 2019). 
Praktizierte oder diskutierte Maßnahmen 
wie eine gesetzliche Mietenbegrenzung 
(„Mietendeckel“), der Rückerwerb von 
zuvor privatisierten kommunalen Woh-
nungsbeständen, die Enteignung priva-
ter Immobilienunternehmen oder gar ein 
Zuzugs- und Wachstumsstopp in einigen 



2

besonders betroffenen Großstädten wie 
Berlin oder München waren noch vor we-
nigen Jahren kaum vorstellbare politische 
Handlungsoptionen. All dies zeugt von 
einem enormen politischen Handlungs-
druck. Die Wohnungsversorgung von 
Menschen mit mittleren und geringeren 
Einkommen gilt zu Recht als „soziale Fra-
ge unserer Zeit“ (Seehofer 2018).

Die Boden-, Immobilien- und Wohnungs-
märkte deutscher Stadtregionen erleben 
derzeit einen beispiellosen Preisanstieg, 

was zu gravierenden Versorgungseng-
pässen im preisgünstigen Wohnungs-
marktsegment geführt hat. Gleich meh-
rere Ursachenbündel wirken dabei in 
komplexer Weise zusammen: Erstens ist 
die neue Wohnungsnot ein demografisch 
bedingtes Phänomen, da in den vergan-
genen Jahren nahezu alle deutschen 
Großstädte eine starke Zuwanderung 
erlebt haben. Der Reurbanisierungs-
trend wurde und wird dabei von ganz 
unterschiedlichen Bevölkerungsgrup-
pen getragen, von jungen Menschen im 

Studien- und Ausbildungsalter, von Gut-
verdienenden mit Präferenzen für einen 
urbanen Lebensstil sowie von Migran-
tinnen und Migranten (Siedentop 2018). 
Zweitens waren die Stadtregionen in den 
vergangenen Jahren Kulisse eines dy-
namischen Wirtschafts- und Beschäfti-
gungswachstums (Growe 2016; Geppert 
& Gornig 2010). Steigende Reallöhne 
äußern sich in höheren Zahlungsbereit-
schaften und -fähigkeiten am Immobili-
en- und Wohnungsmarkt, was die Auf-
wärtsbewegung der Märkte begünstigt 

Abb. 1: Räumlicher Zuschnitt der 32 Stadtregionen (links) und vier polyzentrischen Stadtregionen (rechts)
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Die Abgrenzung der Stadtregionen basiert auf 
einem im ILS entwickelten Modell („Monitoring 
Stadtregionen“), das bundesweit 32 Regionen 
ausweist. Als Kernstädte werden alle Kommu-
nen mit einer Mindestbevölkerung von 200.000 
Einwohnern und einer Mindestbeschäftigung von 
100.000 Personen am Arbeitsort betrachtet. Das 
Umland dieser Städte wird durch die Erreichbar-
keit mit dem Pkw im staufreien Straßennetz auf 
Ebene der Verbandsgemeinden abgegrenzt. Die 
die Region nach außen abgrenzende – maxima-
le – Reisezeit ist dabei von der Beschäftigungs-
größe der zentralen Kernstadt abhängig, d. h., 
dass beschäftigungsstärkere Großstädte auch 
größere Umlandbereiche aufweisen. Die Spann-
breite der Reisezeiten liegt zwischen 30 Minuten 

Fahrzeit für die kleinste (Erfurt) und 45 Minuten 
für die größte Kernstadt (Berlin). Diese Form der 
Regionalisierung lässt räumliche Überlappun-
gen der Umlandgebiete explizit zu (Abbildung 1). 
Eine komplementäre Regionsabgrenzung mit 
Hilfe von ÖPNV-Fahrzeiten ist derzeit noch nicht 
möglich, aber für die Zukunft geplant.

In großen, polyzentrisch geprägten Regionen 
wie dem Ruhrgebiet oder dem Rhein-Main-Ge-
biet werden die in geringer räumlicher Entfer-
nung zueinander liegenden Kernstädte optional 
zusammengefasst. Dies erfolgt immer dann, 
wenn sich eine Kernstadt nach obiger Definition 
im Umland einer anderen Kernstadt befindet. 
Unter den 32 Stadtregionen sind vier in diesem 

Sinne als mehrkernig bzw. polyzentral anzuse-
hen. Dies betrifft die Region Rhein-Main (mit den 
Kernstädten Frankfurt a. M., Mainz und Wiesba-
den), das Ruhrgebiet (mit Bochum, Dortmund, 
Essen und Duisburg), das Rheinland (Düssel-
dorf, Köln und Bonn) sowie die Region München-
Augsburg. Die für diese Regionen ausgewiese-
nen Werte für das Umland umfassen allerdings 
nicht die zugehörigen Kernstädte (z. B. Frankfurt 
im Umland von Mainz und umgekehrt). In den 
nachfolgend präsentierten Diagrammen werden 
neben den 32 Stadtregionen auch die Werte für 
die vier polyzentrischen Regionen ergänzend 
ausgewiesen. Abbildung 2 zeigt zudem die Grö-
ßenverhältnisse von Kernstadt bzw. Kernstädten 
und ihrem Umland. 

Monitoring
     StadtRegionen
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Wohnung zu finden ist. Dieses Phäno-
men ist vor allem in stark dynamischen 
Städten ausgeprägt, in denen die Preise 
für neu vermietete Wohnungen stärker 
angestiegen sind als die Bestandsmie-
ten. Der „Lock-in-Effekt“ äußert sich un-
ter anderem in einer Abnahme der mitt-
leren Wohnflächeninanspruchnahme in 
einigen Großstädten (siehe auch NRW. 
Bank 2019). Wenig spricht indes dafür, 
in einem solchen „Zusammenrücken im 
Bestand“ mehr als nur ein temporäres, 
aus der Not geborenes Phänomen zu 
sehen. Darüber hinaus wurde wiederholt 
über eine Verdrängung einkommens-
schwächerer Haushalte an die Ränder 
der Stadt und in das Umland spekuliert 
(Deutscher Mieterbund 2019; Lehbuhn 
et al. 2017; BBSR 2014), aber nur weni-
ge empirische Studien haben sich dieser 
Frage bislang eingehender gewidmet 
(Beran & Nuissl 2019). Allerdings lassen 
sich aktuell durchaus Anzeichen für eine 
anziehende Stadt-Umland-Wanderung 

hat. Drittens werden Immobilien immer 
mehr zur Anlagekategorie am globalen 
Finanzmarkt (Aring 2018). Das durch fi-
nanzwirtschaftliche Transaktionen stetig 
steigende Kapitalvolumen sucht nach 
profitablen und sicheren Anlageformen, 
welche verstärkt in städtischen Immo-
bilienmärkten gesehen werden. Auch 
in den kommenden Jahren muss mit ei-
nem erheblichen – auch spekulativ mo-
tivierten – Kapitalzufluss in den Immo-
bilienmarkt gerechnet werden, was den 
ökonomischen Verwertungsdruck auf 
bestimmte Stadträume weiter verstärkt 
und die soziale Segregation antreibt 
(Spars 2018; Krätke 2014; Just 2012). 
Verstärkt wird diese Entwicklung noch 
durch den zwischenzeitlichen Rückzug 
des Staates aus der Wohnungspolitik 
und die Nullzinspolitik. Schließlich las-
sen sich – viertens – Preisentwicklun-
gen auf den Immobilienmärkten auch 
auf die Knappheit entwicklungsfähiger 
Flächen in den Verdichtungskernen so-
wie auf generelle Bau- und Nebenkos-
tensteigerungen, unter anderem infolge 
höherer gesetzlicher Anforderungen des 
Brandschutzes und der Energieeffizienz, 
zurückführen (van Suntum et al. 2016). 
In vielen Kernstädten haben sich die In-
nenentwicklungspotenziale nach Jahren 
erfolgreicher Brachflächenrevitalisierung 
weitgehend erschöpft; die leicht zu ak-
tivierenden Projekte sind vielfach reali-
siert oder auf den Weg gebracht. Hinzu-
kommt, dass unkonventionellere Formen 
der Nachverdichtung (wie Gebäudeauf-
stockungen oder Ersatzwohnungsbau) 
nicht selten auf erhebliche Vorbehalte 
der Bevölkerung stoßen.

Wie die wohnungssuchenden Haushalte 
auf die Entwicklungen der Wohnungs-
märkte reagieren, ist eine in der Wis-
senschaft noch zu wenig thematisierte 
Frage. Unstrittig ist, dass die Mietbelas-
tungsquote – also der Anteil am Haus-
haltsnettoeinkommen, der für die Brut-
tokaltmiete aufgebracht werden muss 
– in vielen Großstädten zuletzt stark 
angestiegen ist. Dies erzwingt eine Re-
duktion bei anderen Konsumausgaben. 
Ein weiteres Phänomen angespannter 
Märkte ist eine sinkende Umzugsquo-
te. In der Wohnungswirtschaft wird vom 
„Lock-in-Effekt“ gesprochen, wenn Men-
schen in einer für sie eigentlich nicht 
mehr adäquaten Wohnung verbleiben 
(z. B. bei Geburt eines Kindes), weil kei-
ne präferenzgerechte und bezahlbare 

erkennen (Fina et al. 2019; Kholodilin 
2017; Busch 2016), was auf räumliche 
Ausweichstrategien von Haushalten 
zugunsten des Umlands der Kernstäd-
te hindeutet. Äußerst schwierig ist da-
bei die Einschätzung, inwiefern solche 
Wanderungen als „erzwungen“ gelten 
können. 

In diesem Beitrag werden aktuelle Trends 
der Wohnungsmarktentwicklung in deut-
schen Stadtregionen beleuchtet. Das 
dafür eingesetzte Datenkonzept unter-
scheidet nach Kernstädten und ihrem 
Umland, was eine differenziertere Dis-
kussion über die Anspannung der Woh-
nungsmärkte und räumliche Reaktions-
muster wohnungssuchender Haushalte 
zulässt. Es ist damit eine der ersten bun-
desweiten Studien, die Fragen der Woh-
nungsmarktentwicklung aus einer regio-
nalen Perspektive behandelt. 
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Abb. 2: Bevölkerungszahl der ILS-Stadtregionen nach Kernstädten und Umlandgemeinden 2017
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Mit Ausnahme der Mietpreise, die aus der 
empirica-Preisdatenbank gewonnen wur- 
den, stammen alle Daten von statisti-
schen Landesämtern. Die seitens der 
Länder in unterschiedlichen Abgabefor-
maten bereitgestellten Daten wurden 
vereinheitlicht und anschließend ge-
bietsstandsbereinigt, das heißt, in den 
aktuellsten Gebietsstand der Verbands-
gemeindeabgrenzungen unter Berück-
sichtigung aller Verwaltungsreformen im 
Beobachtungszeitraum überführt.

Bevölkerungsentwicklung

Eingangs wurde festgehalten, dass die 
neue Wohnungsnot auch demografische 
Ursachen hat. Deutschland blickt auf nun-
mehr zwei Dekaden eines beeindrucken-
den Comebacks der deutschen Großstäd-
te als Orte des Wohnens wie auch der 
Wertschöpfung zurück. Waren die Stadt-
entwicklungsdiskurse bis in die 2000er 
Jahre hinein vom Umgang mit Schrump-
fung geprägt, so dominiert derzeit die Fra-
ge, wie ein in sozialer und ökologischer 
Hinsicht verantwortungsvoller Umgang mit 
Wachstum gelingen kann. Die Schrump-
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fungsproblematik hat sich mit Ausnahme 
strukturschwacher Kernstädte in ländlich-
periphere Räume verlagert. 

Die 32 Regionen des ILS-Stadtregionen- 
Modells haben mit einem Plus von fast 
2,5 Millionen Einwohnern seit 2011 einen 
enormen Bevölkerungszuwachs erfahren. 
Dabei ragen die Kernstädte heraus – sie 
konnten bei einem Anteil von weniger als 
23 % an der deutschen Bevölkerung ca.  
46 % des für Deutschland in diesem Zeit-
raum insgesamt konstatierten Einwohner-
zuwachses auf sich ziehen. Die Großstädte  
wurden zu Lokomotiven des stadtregiona-
len Bevölkerungswachstums und sind dies 
immer noch, auch wenn sich die Dynamik 
in jüngster Vergangenheit erkennbar ver-
langsamt hat.

Werden die Entwicklungen in den einzel-
nen Stadtregionen nach Kernstadt und 
Umland differenziert betrachtet, so of-
fenbaren sich gravierende Unterschiede 
(Abb. 3). Regionen, in denen der Bevöl-
kerungszuwachs in den Jahren 2011 bis 
2017 ausschließlich oder nahezu aus-
schließlich in der Kernstadt stattgefun-
den hat (dies sind vor allem die Regionen  
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Leipzig, Dresden und Erfurt), stehen ne-
ben solchen, in denen das Umland den 
weitaus größeren Wachstumsanteil stellt 
(vor allem München,  Frankfurt a.  M., Stutt-
gart, Düsseldorf, Karlsruhe und Nürnberg). 
In diesen Regionen dürften vor allem hohe 
Immobilien- und Mietpreise und ein zu ge-
ringes Wohnungsangebot in den Kern-
städten zu einem anziehenden Bevölke-
rungswachstum im Umland beigetragen 
haben.

Ein Blick auf die relative Bevölkerungs-
entwicklung (Abb. 4) zeigt indes, dass 
die Kernstädte in den vergangenen 
Jahren (2011-2017) mit wenigen Aus-
nahmen den stärksten Bevölkerungs-
zuwachs zu verzeichnen hatten. Leipzig 
ragt dabei mit einer mittleren jährlichen 
Wachstumsrate von über 2  % heraus, 
aber auch die Zahlen für Frankfurt a.M. 
(1,7 %), Augsburg (1,4 %), Berlin (1,4 %) 
oder Freiburg (1,2  %) fallen mit deut-
lich über einem Prozent pro Jahr über-
durchschnittlich hoch aus. Es ist ferner 
bemerkenswert, dass seit 2011 alle hier 
betrachteten Kernstädte eine Zunahme 
ihrer Bevölkerungszahl verbuchen konn-

ten und das gilt mit wenigen Ausnahmen 
auch für das Umland. Negative Entwick-
lungen bei der Umlandbevölkerung las-
sen sich nur für Dresden (-0,1 %), Mag-
deburg (-0,3 %) und Chemnitz (-0,8 %) 
feststellen. 

Wanderungen

Die Bevölkerungszuwächse der Stadt-
regionen speisen sich nahezu vollstän-
dig aus Wanderungsgewinnen. Insbe-
sondere die internationale Migration 
erklärt die in den vergangenen Jahren 
erzielten hohen Wanderungsgewinne 
vieler Kernstädte wie auch ihrer Um-
landgebiete. Eine altersdifferenzierte 
Aufschlüsselung der Wanderungsbe-
wegungen der Jahre 2011 bis 2017 be-
stätigt die bereits früher konstatierten 
Muster aus einer kernstadtorientierten 
Bildungswanderung und einer aus den 
Städten in das Umland gerichteten Fa-
milienwanderung. Abbildung 5 verdeut-
licht, dass die Kernstädte bei den Wan-
derungen der 18- bis unter 25-Jährigen 
dem Umland weit enteilt sind. In vielen 

suburbanen Räumen fielen die Wan-
derungssalden bei dieser Altersgruppe 
sogar negativ aus. Genau umgekehrt 
verhält es sich bei den Familienwande-
rungen (30- bis unter 50-Jährige). Mit 
Ausnahme von Leipzig hatten im oben 
genannten Zeitraum alle Umlandräume 
einen positiveren Wanderungssaldo als 
die Kernstädte. 

Die Daten des ILS-Monitoring-Stadtre-
gionen erlauben für die nordrhein-west-
fälischen Räume darüber hinaus auch 
eine Quantifizierung von Quell-Ziel-Be-
ziehungen bei den Wanderungsbewe-
gungen, differenziert nach der Staatsan-
gehörigkeit. Abbildung 6 visualisiert die 
Wanderungsbilanzen der Kernstädte der 
betreffenden elf Regionen. Differenziert 
wird dabei nach Wanderungsbilanzen 
mit dem eigenen Umland, dem übrigen 
NRW, dem übrigen Deutschland und 
dem Ausland. Deutlich wird, dass alle 
hier betrachteten NRW-Kernstädte Ein-
wohner mit deutscher Staatsangehörig-
keit an das eigene Umland verlieren. Am 
stärksten sind die Wanderungsverluste 
in Aachen, Bonn, Düsseldorf und Köln. 

großstadtferne Gebietegroßstadtferne Gebiete

        alle Stadtregionen
Deutschland

-Jährigen -Jährigen

Abb. 5: Summierte Wanderungssalden (Binnen- und Außenwanderungen) von 2011 bis 2017 in Kernstädten und Umlandgemeinden  
je 1.000 Einwohner (2011), altersdifferenziert
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Abb. 7: Mittlere Angebotsmieten in Kernstädten und Umlandgemeinden 2012 und 2017 (alle Baujahre)
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Abb. 6: Mittlere jährliche Wanderungssalden der Kernstädte der nordrhein-westfälischen Stadtregionen von 
2012 bis 2017 pro Jahr und 100 Einwohner

Städte mit Universitäten wie Aachen, 
Bonn oder Köln gewinnen dagegen 
Einwohner aus anderen Landesteilen 
NRWs. Die eigentliche Quelle des groß-
städtischen Bevölkerungswachstums 
der vergangenen Jahre war aber die 
Zuwanderung aus dem Ausland. Die In-
ternationalisierung der Bevölkerung ist 
somit einer der zentralen Trends des de-
mografischen Wandels in den Stadtregi-
onen und insbesondere in den Kernstäd-
ten während der vergangenen Jahre.

Mietpreisentwicklung

Welche Auswirkungen haben die hier auf-
gezeigten demografischen Prozesse auf 
die Wohnungs- und Immobilienmärkte? 
Dazu lässt sich nüchtern konstatieren, 
dass die Mietpreisniveaus in zahlreichen 
deutschen Großstädten längst kritische 
Grenzen überschritten haben, auch wenn 
– wie oben ausgeführt – die Nachfrage 
nach Wohnraum nur ein Faktor dieser Ent-
wicklung ist. Die auf Daten zu Angebots-
mieten der empirica-Preisdatenbank be-
ruhenden Auswertungen offenbaren dies 
vor allem für die wirtschaftlich dyna-

mischen Städte 
München, Frank-
furt a. M., Stuttgart, 
Hamburg und Köln, 
aber auch für at-
traktive Landes-
haupt- und Univer- 
sitätsstädte wie 
Mainz, Düsseldorf, 
Wiesbaden und 
Freiburg. In allen 
genannten Kom-
munen lagen die 
mittleren Ange-
botsmieten aller 
Baujahre im Jahr 
2017 bereits bei 
10   Euro/m2 und 
mehr (Abb. 7). Bei 
Neubauten wur-
den noch deut-
lich höhere Werte 
ermi t te l t   –   h i e r 
wiesen 2017 nur 
sieben Regionen 
in ihren Kernen 
mittlere Angebots-
mieten von unter 
10   EUR/m2  auf.
 

    *Essen: ohne das Jahr 2014 aufgrund von fehlerhaften Daten in der Wanderungsstatitik
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Niveaus von über 13,00   Euro/m2, die in den 
Kernstädten Berlin (13,00 EUR), Frankfurt 
a.  M. (14,60 EUR), Freiburg (13,70 EUR), 
Hamburg (13,80 EUR), Stuttgart (15,00 
EUR) und München (18,50 EUR) für eine 
neu gebaute Wohnung aufgerufen wur-
den, sind für breite Teile der Bevölkerung 
kaum zu finanzieren.

Zugleich offenbart sich ein unterschiedlich 
großer Abstand der mittleren kernstädti-
schen Angebotsmieten zu denen der Um-
landbereiche. So lagen die Mietniveaus 
(alle Baujahre) im Umland von Frankfurt 
a.M., München, Hamburg, Köln, Düssel-
dorf und Münster im Jahr 2017 bei unter 
70 % des Wertes der jeweiligen Kern-
städte. Hier vermittelt der stadtregionale 
Wohnungsmarkt besonders starke Anrei-
ze zugunsten eines Umlandstandorts. 
Eher geringe Kernstadt-Umland-Gefälle 
sind im Ruhrgebiet sowie in den Regionen  
Wuppertal und Chemnitz anzutreffen.

Werden die Veränderungen zwischen 
2012 und 2017 betrachtet, so lassen 
sich erneut stark disparitäre Entwick-
lungen zwischen den Regionen erken-
nen. Die Stadtregionen mit den höchs-
ten Steigerungen der kernstädtischen 
Angebotsmieten (alle Jahrgänge) sind 
Berlin (36,0  %), Augsburg (35,3  %), 

Abb. 8:  Mittlere Angebotsmieten im Wohnungsneubau in Kernstädten und Umlandgemeinden 2012 und 2017
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Leipzig (29,8  %), München (28,9  %), 
Braunschweig (28,8   %), Hannover 
(27,5  %) und Stuttgart (26,6 %) mit Zu-
wachsraten von über 25 % – allerdings 
ausgehend von sehr unterschiedlichen 
Niveaus. Kaum überraschend werden 
für weniger dynamische Regionen wie 
Chemnitz (3,5 %), Wuppertal (11,3 %) 
oder Erfurt (14,4  %) deutlich geringere 
Mietpreissteigerungen angetroffen. Auf-
fallend sind prozentual hoch ausfallende 
Zuwächse in einigen der sogenannten  
B-Städte, wie Bremen (24,8  %), Nürn-
berg (23,6  %) oder Dortmund (23,2 %). 
In den betreffenden Kommunen haben 
sich die Angebotsmieten in den Jah-
ren von 2012 bis 2017 von einem noch 
eher moderaten Niveau ausgehend 
überdurchschnittlich erhöht, was mögli-
cherweise Hinweise auf räumliche Aus-
weichstrategien von anlageorientierten 
Immobilienmarktakteuren gibt.

Besorgniserregend ist, dass auch im 
Umland zum Teil kräftige Mietpreisstei-
gerungen zu erkennen sind. In den pros- 
perierenden Stadtregionen Augsburg, 
Berlin, München und Stuttgart nah-
men die Angebotsmieten (alle Jahrgän-
ge) im hier betrachteten Zeitraum um 
etwa ein Viertel zu. In den betreffenden 
Räumen sind einkommensschwächere  

Wohnungssuchende 
dadurch verstärkt 
gezwungen, kleinere 
Wohnungen nachzu-
fragen oder zuneh-
mend auf periphere 
Lagen und preiswer- 
tere Nischenstand-
orte im näheren Um- 
land auszuweichen, 
um dem zunehmen- 
den Marktdruck zu 
entgehen. Nur in den 
ostdeutschen Stadt- 
regionen (mit Ausnah- 
me von Berlin) und 
 Wuppertal lagen 
die Zuwächse der 
mittleren Umland- 
mieten im einstelligen 
Bereich. 

Abbildung 8 macht 
ferner deutlich, dass 
Wohnungssuchen-
de, die eine Neubau- 
wohnung mieten wol- 
len, auch im Umland 

deutlich tiefer in die Tasche greifen müs-
sen. In acht der 32 Regionen liegen die 
mittleren Angebotsmieten im Neubau 
bereits bei über 10 EUR/m². Extreme 
Anstiege von über 30 % in den betrach-
teten fünf Jahren lassen sich in den Um-
landgebieten von Augsburg, Dresden, 
Freiburg und Leipzig erkennen. Auch 
hier sind aber unterschiedliche Aus-
gangsniveaus zu beachten.

Bodenpreise

Die   Entwicklung der Mieten und Kauf-
preise wird auch von Steigerungen der 
Bodenpreise angetrieben. Vor allem 
die Kernstädte verzeichnen in diesem 
Jahrzehnt zum Teil extreme Bodenpreis-
steigerungen (Aring et al. 2017). Um 
dies näher zu betrachten, erfolgte eine 
Analyse der für NRW disaggregiert vor-
liegenden Bodenrichtwerte aus BORIS.
plus.NRW. Berechnet wurde der durch-
schnittliche Bodenpreis für die Kernstäd-
te aus neun NRW-Stadtregionen und ihr 
Umland als flächengewichteter Mittel-
wert der Bodenrichtwerte für die Jahre 
2013 und 2018. 

Die Abbildungen  9 und 10 zeigen auf, 
dass Bodenpreissteigerungen vor allem 
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ein Großstadtphänomen sind. In Innen-
städten und Innenstadtrandlagen betru-
gen die gemittelten Wertzuwächse zum 
Teil über 500 EUR/m² in nur fünf Jahren. 
Insbesondere die Stadt Münster ragt mit 
Zuwächsen von etwa 70  % im indivi-
duellen Wohnungsbau und etwa 160 % 
bei Mischnutzungen und mehrgeschos-
siger Bauweise heraus. Aber auch die 
Kernstädte der Rheinschiene sind von 
Zuwächsen von über 40 % seit 2013 be-
troffen. Zwar zeigen sich auch im Umland 
Zunahmen – diese rangieren mit Werten 
von zumeist deutlich unter 20 % jedoch 
in einem vergleichsweise moderaten 
Bereich. 

Bautätigkeit

Welche Entwicklungen lassen sich auf 
der Angebotsseite erkennen? Bereits 
seit längerem wird diesbezüglich be-
klagt, dass der Wohnungsneubau mit 
der Nachfrage nicht Schritt halten kann. 
Auch die hier erfolgten Analysen bestä-
tigen dies: So tritt der Neubau neuer 
Wohnungen in Stadtregionen in deutli-
chen Kontrast zum oben aufgezeigten 
demografischen Geschehen. Die ab-
solute Wohnungsbautätigkeit in allen 
Stadtregionen lag mit Ausnahme von 
Berlin, Dresden und Magdeburg im 
Umland höher als in den Kernstädten, 
obwohl dort – wie oben gezeigt – die 
Wohnungsnachfrage weit stärker zu-
nahm (Abb. 8, S. 7) (siehe hierzu auch  
Deschermeier et al. 2017). Insgesamt 
entfielen in den Jahren 2012 bis 2017 
nur etwa 37  % der in den 32 Stadtregi-
onen insgesamt neu gebauten Wohnun-
gen auf die Kernstädte, obwohl diese für 
deutlich über die Hälfte des gesamtre-
gionalen Bevölkerungswachstums auf- 
kamen. Knapp zwei von drei Wohnungen 
wurden somit im Umland der Stadtre-
gionen gebaut. Diese auffällige Diskre-
panz zwischen Wohnungsnachfrage und 
Wohnungsbautätigkeit kann unter ande-
rem mit hohen Bodenpreisen, Schwie-
rigkeiten der Baulandmobilisierung und 
komplexen Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren in den Kern- und In-
nenstädten erklärt werden. Eine wahr-
scheinliche Folge dieser Entwicklung 
sind weitere Zunahmen der in die Re-
gionskerne gerichteten Pendlerströme 
und damit zunehmende Belastungen 
der ohnehin bereits stark beanspruchten  
radialen Verkehrsachsen. 
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Abb. 9: Mittlere Bodenrichtwerte für Misch- oder mehrgeschossige Bauweise und für den individuellen Woh-
nungsbau in den Jahren 2013 und 2018 (eigene Auswertung und Darstellung nach Daten von BORISplus.NRW; 
für die Region Bielefeld konnten Verbandsgemeinden aus Niedersachsen nicht berücksichtigt werden)

Abb. 10:  Entwicklung der mittleren Bodenrichtwerte für Misch- oder mehrgeschossige Bauweise zwischen 
2013 und 2018 in EUR/m²
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Wird die aufsummierte Neubautätigkeit 
der Jahre 2012 bis 2017 (also die Anzahl 
aller in diesem Zeitraum gebauten Woh-
nungen) dagegen auf die Bestandsbe-
völkerung (2011) bezogen, so ergibt sich 
das Bild einer eher ausgewogenen intra-
regionalen Verteilung des Wohnungs-
baus (Abb. 12). Im Durchschnitt aller 
Regionen lagen die Kernstädte und das 
Umland mit 15 neu gebauten Wohnungen 
je 1.000 Einwohner etwa gleichauf. Eini-
ge Regionen offenbaren aber besonders 
starke intraregionale Disparitäten. In Ab-
bildung 13 fällt vor allem Berlin auf, wo 
die kernstädtische Bautätigkeit gemes-
sen an der Bevölkerungsgröße auffallend 
niedrig ausfällt (14 zu 30 Wohnungen in 
Kernstadt und Umland). Mit umgekehrten 
Vorzeichen ragen Regionen wie Aachen 
(28 zu 13 Wohnungen), Frankfurt a. M. 
(29 zu 16 Wohnungen) und Münster (29 
zu 18 Wohnungen) heraus, in denen die 
Kernstädte ihr jeweiliges Umland deut-
lich überflügeln konnten. Erklärungen 
verweisen auf lokal- und regionalspezifi-
sche Kontexte, in denen unter anderem 
die Baulandverfügbarkeit, die Leistungs-
fähigkeit der Bauverwaltungen, Konstel-
lationen der bauenden Akteure und ihre 

gezielte Aktivierung sowie die grundsätz-
liche Akzeptanz von Verdichtung und 
Neubau eine Rolle spielen dürften.

Diskussion der Ergebnisse

In diesem Beitrag wurde gefragt, welche 
Auswirkungen demografische Trends 
auf die Raum- und Stadtentwicklung in 
den deutschen Stadtregionen haben 
und welche Bedeutung dabei den Woh-
nungs- und Immobilienmärkten als inter-
mediärer Faktor zukommt. Feststellbar 
ist, dass die neue Wohnungsnot mitt-
lerweile fast alle deutschen Kernstädte 
erreicht hat.

Wie ist das zu bewerten? Schon immer 
haben Immobilienmärkte moderierende 
Funktionen zwischen den Präferenzen 
der Marktteilnehmer und ihren letztlich 
getroffenen Miet- oder Kaufentscheidun-
gen ausgeübt. Einkommensungleich-
heiten manifestieren sich in den Wohn-
verhältnissen unterschiedlicher sozialer 
Gruppen und das hat auch eine räum-
liche Dimension. Die Suburbanisierung 
des Wohnens und soziale Segregati-
on innerhalb der Städte sind vor allem 
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Abb. 12:  Neubau von Wohnungen in Wohngebäuden 2012 bis 2017 je 1.000 Einwohner (2011) in Kernstädten und 
Umlandgemeinden

Abb. 11: Neubau von Wohnungen in Wohngebäuden 2012 bis 2017 in Kernstädten und Umlandgemeinden
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marktvermittelte Prozesse. Ein „Abrut-
schen am Bodenpreisgebirge“ (Aring & 
Herfert 2001: 47) im Sinne eines räum-
lichen Ausweichens vor hohen Kosten-
belastungen des Wohnens ist daher kein 
neues Phänomen. Die Ende der 2010er 
Jahre feststellbare Verknappung von 
preiswertem Wohnraum hat aber ein Ni-
veau erreicht, das sozialpolitisch hoch 
problematisch ist und weitergehendes 
politisches Handeln dringend erfordert. 

Die eingangs aufgeworfene Frage „Stadt 
oder Umland?“ wird in den kommenden 
Jahren vermutlich für immer mehr Men-
schen zugunsten des Umlands ausfal-
len – weniger aufgrund von Präferenzen 
für ein geringer verdichtetes Wohnen, 
sondern vor allem aufgrund einer nicht 
ausreichenden Zahlungsfähigkeit für 
eine Wohnung in der Großstadt. Trotz 
einer anziehenden Bautätigkeit und der 
Einführung der Mietpreisbremse stiegen 
die Angebotsmieten in den Kernstäd-
ten in den vergangenen Jahren weiter 
an. Vor allem im Neubau werden heu-
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te Mietpreise aufgerufen, die für weite 
Kreise der Bevölkerung nicht finanzier-
bar sind. Insofern muss von einer zu-
nehmenden Verdrängungsgefahr von 
einkommensschwächeren Bevölkerungs- 
teilen ausgegangen werden, auch wenn 
die hier präsentierten Analysen nicht 
zwischen einer präferenzgeleiteten und 
erzwungenen Entscheidung für einen 
suburbanen Wohnstandort differenzie-
ren können.

Aber selbst wenn es gelänge, den Neu-
bau von preiswerteren Wohnungen in den 
Kernstädten deutlich auszuweiten, wird 
die neue Wohnungsnot dort nicht allein 
zu bewältigen sein. Sicher ist es richtig, 
auch zukünftig eine sozial und ökologisch 
verantwortbare und stadtwirtschaftlich er-
forderliche Verdichtung der Bestände in 
Großstädten mit hoher Wohnungsnachfra-
ge vorzunehmen und an infrastrukturell ge-
eigneten Standorten auch neue Quartiere 
im früheren Außenbereich zu entwickeln. 
Zugleich ist aber stark zu bezweifeln, dass 
mit dem heute verfügbaren boden- und 

bauplanungsrechtlichen Instrumentarium 
eine der potenziellen Nachfrage entspre-
chende Ausweitung des kernstädtischen 
Wohnungsangebots und damit auch ein 
nachhaltiges demografisches Wachstum 
möglich sind.

Aus der Perspektive der Raum- und 
Stadtentwicklung erwächst daraus die 
Aufgabe, stadtregionale Antworten auf 
eine stadtregionale Krise der Woh-
nungsmärkte zu geben. Ein koopera-
tives regionales Wachstumsmanage-
ment, das eine ausgewogene räumliche 
Verteilung des Wohnungsbaus an inte-
grierten Standorten anstrebt, wird nicht 
nur Knappheiten beseitigen, sondern 
kann auch neue Qualitäten des Woh-
nens erzeugen und die Standortattrak-
tivität der Stadtregionen insgesamt er-
höhen. Flankiert mit Maßnahmen des 
Ausbaus und der Revitalisierung der 
Infrastruktur sowie der städtebaulichen 
Bestandserneuerung lassen sich neue 
Angebotsqualitäten stadtregionaler 
Wohnungsmärkte erzeugen. Das Ziel 
muss sein, den Wohnungssuchenden 
eine breite Auswahl zu bieten in Be-
zug auf die Standörtlichkeit, den Woh-
nungstyp, die Mobilitätsoptionen und 
den Preis. Anliegen regionaler Struktur-
politik sollte es aber auch sein, Anreize 
für das Arbeiten und Wohnen in groß-
stadtfernen Räumen zu setzen, um den 
Wachstumsdruck in den Stadtregionen 
zu reduzieren.

Die Daten des ILS-Stadtregionen-Moni-
torings verdeutlichen zugleich enorme 
Disparitäten zwischen den deutschen 
Stadtregionen und zwischen ihren Groß-
städten. Die Realität ist nicht nur von 
dynamischen Bevölkerungszuwächsen 
und überhitzten Immobilienmärkten ge-
prägt, sondern in einigen Fällen auch 
von eher stagnativen Trends und ver-
gleichsweise entspannten Märkten. In 
den weniger strukturstarken Kernstäd-
ten und ihrem Umland könnte die aktu-
elle Wachstumsphase nur temporärer 
Natur sein. In noch stärkerem Maße 
gilt dies für großstadtferne Regionen. 
Im Hinblick auf den Neubau ist diesen 
Regionen zu empfehlen, auf Sicht zu 
fahren, um keine Überkapazitäten auf-
zubauen, und hierbei – mehr noch als 
den aktuellen kurzfristigen Bedarf – den 
zukünftig zu erwartenden Bedarf und 
die Wohnbedürfnisse insbesondere äl-
terer Menschen im Blick zu haben.

Abb. 13:  Mehr Wohnungsbau im Umland oder in der Stadt? Neubauraten 2012 bis 2017 im Vergleich
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Antworten der Wohnungs-, Bauland- 
und Stadtentwicklungspolitik

In wissenschaftlichen und politischen 
Debatten prallen derzeit sehr unter-
schiedliche Vorstellungen aufeinander, 
wie mit der zugespitzten Entwicklung der 
Wohnungs- und Immobilienmärkte um-
zugehen ist. Einigkeit besteht nur dahin-
gehend, dass nicht auf ein baldiges Ab-
flauen der Wohnungsnot gehofft werden 
kann. Was ist also zu tun? Auf der einen 
Seite stehen Stimmen, die auf eine deut-
liche Ausweitung des frei finanzierten 
Wohnungsbaus in Großstädten abzie-
len, verbunden mit der Mobilisierung von 
Bauland, der Senkung von Baukosten, 
der Beschleunigung von Planungs- und 
Genehmigungsverfahren und treffsiche-
rer Subjektförderung (siehe z.B. Bau-
landkommission 2019; Henger & Voigt-
länder 2019; Baba 2018; van Suntum 
et al. 2016; Bündnis für bezahlbares 
Wohnen 2015). Auf der anderen Seite 
werden stärker regulative Maßnahmen 
der Wohnungs- und Bodenpolitik gefor-
dert, mit welchen der weitere Verlust 
preiswerter Mietwohnungsbestände ge-
bremst oder gar umgekehrt werden soll 
(siehe z.B. Reiß-Schmidt 2018 und Holm 
et al. 2015). In diesem Zusammenhang 
wird darüber hinaus auch ein stärkeres 
staatliches Engagement für den sozia-
len Wohnungsbau gefordert (Deutscher 
Städtetag 2017).

Die Diskussion über eine angemessene 
Wohnungspolitik wird derzeit zu Recht 
auch mit Fragen der staatlichen und kom-
munalen Bodenpolitik verknüpft. Die auch 
in diesem Beitrag aufgezeigten Boden-
preissteigerungen bewirken immer höhe-
re Anteile der Grundstückskosten an den 
Gestehungskosten einer Neubauwoh-
nung – mancherorts sind es bereits über 
50  % (Aring et al. 2017; Reiß-Schmidt 
2018). Insbesondere für den mietpreisge-
bundenen Wohnungsbau bedeutet dies 
eine enorme Last (NRW.BANK 2019: 42). 
Es bedarf einer Trendwende für eine stär-
ker gemeinwohlorientierte Bodenpolitik, 
und die Kommunen sind dabei als zen-
traler Akteur anzusehen (Rohland 2018; 
Reiß-Schmidt 2018; Deutscher Städtetag 
2017). Sie müssen in der Lage sein, eine 
aktive Liegenschaftspolitik zu betreiben, 
um spekulativem Handeln besser entge-
genwirken zu können. In diesem Zusam-
menhang könnten revolvierende Boden-
fonds Lösungen anbieten (Spars 2018; 
Deutscher Städtetag 2017). Auch eine 
Stärkung der kommunalen Wohnungs-
bauunternehmen sowie der selbstnut-
zenden, nicht renditeorientierten Akteure 
auf dem Wohnungsmarkt ist ein diesbe-
züglich vielversprechender Ansatz. 

Mit einer gewissen Sorge lässt sich dar-
über hinaus festhalten, dass die derzeit 
stark auf das Wohnen fokussierte stadt-
entwicklungspolitische Debatte andere 

Belange an den Rand zu drängen droht. 
Nicht übersehen werden darf, dass die 
aktuellen Entwicklungen der Immobili-
enmärkte nicht nur wohnungs- und so-
zialpolitisch negativ zu bewerten sind, 
sondern zum „limitierenden Faktor“ der 
Raum- und Stadtentwicklung insgesamt 
werden (Bormann et. al. 2016). Hohe 
kernstädtische Bodenpreise können 
längerfristig auch wirtschaftliche Ent-
wicklungen bremsen, wenn beispiels-
weise Handwerksbetriebe oder Kultur-
schaffende Gewerbemieten nicht mehr 
bezahlen können und innerstädtische 
Gewerbeflächen zugunsten von Wohn-
nutzungen umgewidmet werden. Es be-
stehen klare Anhaltspunkte dafür, dass 
auch im gewerblichen und (sub-)kultu-
rellen Bereich massive Verdrängungs-
prozesse stattfinden, welche länger-
fristig zulasten der europäischen Stadt 
und ihrer genuinen urbanen Qualitäten 
gehen kann. Die Bedeutung des in die-
sem Beitrag diskutierten Themas reicht 
somit weit über die schlichte „Versor-
gung“ von Menschen mit Wohnraum hi-
naus. Es geht um Umwelt- und Lebens-
qualität sowie um lokale Zugehörigkeit 
und Heimat. Es geht aber auch um die 
Sicherung von Innovationsfähigkeit und 
kreativen stadtpolitischen Entfaltungs- 
und Gestaltungsmöglichkeiten in von 
ökonomischem Verwertungsdruck ge-
schützten Bereichen.

Verdichtung in zentralen Stadtlagen
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